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GEMEINSAMER 
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG

eingereicht gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung

von den Abgeordneten

 Van Hecke und Khanbhai im Namen der PPE-DE-Fraktion
 van den Berg im Namen der PSE-Fraktion
 Ries und van den Bos im Namen der ELDR-Fraktion
 Maes, Rod, Schörling, Lucas und Lannoye im Namen der V/ALE-Fraktion
Morgantini und Puerta im Namen der GUE/NGL-Fraktion

anstelle der Entschließungsanträge der

- ELDR-Fraktion (B5-0267/1999)
- PSE-Fraktion (B5-0285/1999)
- V/ALE-Fraktion (B5-0293/1999)
- PPE-DE-Fraktion (B5-0301/1999)

zur Lage in Burundi

Das Europäische Parlament,

- unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zur Lage in Burundi,

A. in der Erwägung, daß ein interner Konflikt seit 1993 in Burundi wütet, bei dem mehr als 
200.000 Menschen getötet und mehr als 800.000 Menschen vertrieben wurden, von denen 
die Mehrheit Hunger und Krankheit ausgesetzt ist;

B. in der Erwägung, daß der Konflikt im Mai 1999 eine neue Phase erreicht hat, als die 
verschiedenen Milizen ihre militärischen Aktivitäten in mehreren Teilen des Landes wie 
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auch in der Hauptstadt Bujumbura verstärkten, worauf die Armee mit Räumungsaktionen 
und einer weiteren Umsiedlung von Menschen in die sogenannten Schutzcamps in einem 
umstrittenen Versuch, die Zivilbevölkerung von den Rebellen zu trennen, reagierte,

C. schockiert über das jüngste Massaker an zahlreichen Zivilisten in Bujumbura, der 
Hauptstadt Burundis, sowie über die Ermordung von neun Menschen, darunter ein Vertreter 
von UNICEF und ein Vertreter der PAM (Panafrikanische Bewegung) in Rutana, der 
südöstlichen Provinz Burundis,

D. in der Erwägung, daß der UN-Sonderberichterstatter für Menschenrechte in Burundi am 
25. Oktober die aktuelle Menschenrechtskatastrophe in Burundi betonte, die auf massive 
willkürliche Hinrichtungen, die von beiden Seiten, den Milizen und Teilen der Armee, 
durchgeführt werden, illegale Verhaftungen, Folter und unannehmbare Haftbedingungen 
zurückzuführen ist,

E. in der Erwägung, daß die Notwendigkeit, Stabilität in der Region herzustellen, auf 
Gerechtigkeit und der Verfolgung der für die ethnischen Gewalttaten Verantwortlichen 
beruhen muß,

F. in der Erwägung, daß Friedensgespräche über Burundi im Nachbarland Tansania fortgesetzt 
wurden, jedoch es bisher nicht vermocht haben, eine umfassende Vereinbarung zu erzielen,

G. besorgt angesichts der Schwierigkeiten, die vor allem auf den Mangel an Sicherheit zurück-
zuführen sind, auf den die meisten humanitären Organisationen stoßen, um der notleidenden 
Zivilbevölkerung zu Hilfe zu eilen,

1. verurteilt nachdrücklich die gegen die Zivilbevölkerung begangenen Gewalttaten sowie die 
Ermordung von neun Menschen, darunter ein Vertreter von UNICEF und ein 
Verantwortlicher der PAM, in Rutana, der südöstlichen Provinz Burundis;

2. fordert eine unabhängige Untersuchung der Ermordung der Mitarbeiter der UN-Hilfsorgani-
sationen und burundischer Zivilisten in dem Flüchtlingscamp in Südburundi;

3. fordert die burundischen Behörden dringend auf, geeignete Maßnahmen für die Sicherheit 
der Bevölkerung zu ergreifen und den Richtlinien des UN-Sonderberichterstatters 
nachzukommen, um die erschreckende Menschenrechtslage in dem Land zu verbessern;

4. fordert alle Konfliktparteien auf, sich an dem Friedensprozeß zu beteiligen und ihn zu 
vollenden, so daß die EU zusammen mit anderen internationalen Organisationen bei der 
Schaffung von Frieden und Stabilität in Burundi aktiv tätig werden kann;

5. ersucht alle Kriegführenden, die elementarsten Menschenrechte zu respektieren und 
insbesondere den humanitären Organisationen einen direkten und freien Zugang zu den 
Orten zu ermöglichen, in denen sich die Flüchtlinge und Vertriebenen aufhalten; 
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6. fordert die Regierung Burundis auf, die Entsendung von UN- und/oder OAE-Militär-
beobachtern zum Schutz der Mitarbeiter der Hilfsorganisationen und für die Bereitstellung 
der humanitären Hilfe zu erlauben;

7. bekräftigt erneut, wie wichtig es ist, daß unter der Schirmherrschaft der UNO und der OAE 
eine internationale Konferenz über Frieden, Sicherheit und Stabilität in der Region der 
Großen Seen mit Beteiligung aller Regierungen der Region veranstaltet wird;

8. besteht darauf, daß die Nachbarländer den Friedensprozeß in Burundi weiterhin 
unterstützen, indem sie dafür sorgen, daß ihr Hoheitsgebiet in keinster Weise dazu benutzt 
wird, die Sicherheit des burundischen Volkes zu bedrohen;

9. wiederholt die von ihm erhobene Forderung nach einem internationalen Embargo für die 
Ausfuhr von Waffen und Munition nach Burundi und in die Region der Großen Seen 
insgesamt und fordert den Rat und die Mitgliedstaaten auf, ihre Verpflichtungen hinsichtlich 
der Kontrolle von Waffenexporten in die Region, die Verhinderung ihres illegalen Verkaufs 
und des Schmuggels, der ihrer Finanzierung dient, einzuhalten;

10. fordert die internationale Gemeinschaft und insbesondere die EU auf, die humanitäre Hilfe 
für die gefährdete Bevölkerung, die Vertriebenen und die burundischen Flüchtlinge 
aufzustocken;

11. beauftragt seine Präsidentin, diesen Entschließungsantrag der Kommission, dem Rat und 
den Mitgliedstaaten, den Regierungen Burundis, Ugandas, der Demokratischen Republik 
Kongo, Tansanias sowie den Vereinten Nationen, der PAM, UNICEF und der OAE zu 
übermitteln.


